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1 Rechtsverhältnis 

 
 1.1 Begriffe und Geltungsbereich 

 
Geltungsbereich Art. 1 1 Die in diesem Personalreglement aufgestellten Vorschriften gelten  

vollumfänglich für das gesamte Personal der Reformierten Kirche Bolligen.  

2 Spezifische Bestimmungen für Geistliche in diesem Reglement sind im Folgen-
den entsprechend bezeichnet. 
 

Anstellungsverhält-
nis 

Art. 2   
1 Das Personal der Reformierten Kirche Bolligen steht in einem befristeten oder 
unbefristeten öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis. Ergänzend gelten die Rege-
lungen des Kantons Bern.   

  

1.2 Allgemeine Rechte und Pflichten 
 

Arbeitsvertrag Art. 3 Der Arbeitsvertag bedarf zu seiner Gültigkeit der schriftlichen Form.  
Der Vertrag regelt mindestens die folgenden Punkte: 

a) Anstellungsbehörde (Kirchgemeinderat) 
b) Art des Arbeitsverhältnisses 
c) Funktionsbezeichnung (Stellenbeschreibung) 
d) Beginn und Dauer des Arbeitsverhältnisses 
e) Beschäftigungsgrad  
f) Gehalt 
g) Arbeitsort  
h) Hinweis auf die personalrechtlichen Grundlagen 

 
Probezeit Art. 4 1 Unter Vorbehalt einer abweichenden Regelung im Einzelfall gilt für jedes 

neue Arbeitsverhältnis eine Probezeit.  

 
 2 Für Mitarbeitende in einer unbefristeten Anstellung gilt eine Probezeit von drei 

Monaten. Diese kann in begründeten Fällen bis auf maximal sechs Monate ver-
längert werden. 
 

 3 Während der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis von beiden Seiten mit einer 
Frist von sieben Tagen auf das Ende eines Monats gekündigt werden.  
 

Kündigung Art. 5 1 Die Mitarbeitende kann das Arbeitsverhältnis nach Ablauf der Probezeit 
schriftlich unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten jeweils auf Ende eines 
Monats kündigen. 
 

2 Der Kirchgemeinderat kann das Arbeitsverhältnis nach Ablauf der Probezeit 
schriftlich unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten jeweils auf Ende eines 
Monats, nach Gewährung des rechtlichen Gehörs, durch Verfügung kündigen. 
 
3 Gründe sind die Aufhebung einer Stelle oder das Vorliegen von triftigen Grün-
den zum Verhalten der Mitarbeitenden, wie: 

a) Ungenügende Arbeitsleistung 
b) Missachtung von Weisungen der Vorgesetzten 
c) Nachhaltige Störung des Arbeitsklimas während der Arbeitszeit 
d) Sexuelle Belästigung von Arbeitskollegen oder Personen, die in einem 

Betreuungs- oder Abhängigkeitsverhältnis stehen.  
 
4 Der Kirchgemeinderat kann eine im gekündigten Arbeitsverhältnis stehende 



 

Person freistellen, wenn es im öffentlichen Interesse liegt.  
 
5 Das Arbeitsverhältnis kann von beiden Parteien fristlos gekündigt werden, wenn 
wichtige Gründe vorliegen. Als solche gelten namentlich Umstände, unter denen 
den Beteiligten die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses nach Treu und Glauben 
nicht mehr zugemutet werden kann. 
 
6 Das befristete Arbeitsverhältnis endet ohne Kündigung mit Ablauf der festge-
legten Dauer.  
 

Arbeitszeugnis Art. 6 1 Die Mitarbeitenden können vom Kirchgemeinderat jederzeit ein Arbeits-
zeugnis verlangen. 
 

 2 Auf besonderes Verlangen einer Mitarbeitenden hat sich das Zeugnis auf An-
gaben über die Art und Dauer des Anstellungsverhältnisses zu beschränken (Ar-
beitsbestätigung). 
 

Altersrücktritt Art. 7 1 Der Rücktritt aus Altersgründen erfolgt spätestens auf Ende des Monats, 
in welchem die AHV-Altersgrenze erreicht wird. 
 

 2 Mitarbeitende, die ihr Dienstverhältnis über die Pensionierung verlängern möch-
ten, können beim Kirchgemeinderat ein begründetes Gesuch einreichen.  
 

Personaldaten Art. 8 1 Personaldaten sind vor Einsichtnahme durch Unbefugte und gegen unzu-
lässige Bekanntgabe an Dritte zu schützen.  
 
2 Personaldaten mit Ausnahme der Arbeitszeugnisse sind fünf Jahre nach Been-
digung des Arbeitsverhältnisses zu vernichten (Arbeitszeugnisse 10 Jahre). 
 
3 Die Mitarbeitenden haben das Einsichtsrecht in ihre Personalakten.  
 
4 Die Mitarbeitenden können sich jederzeit und ohne Nachteile befürchten zu 
müssen, einer Gewerkschaft, einer politischen Partei oder einem Berufsverband 
anschliessen.  

 
Pflichten Art. 9 1 Die Mitarbeitenden sind zur persönlichen Erfüllung der zugewiesenen 

Aufgaben verpflichtet,  nötigenfalls  und  soweit  zumutbar  unter  Leistung  von 
Mehrstunden. 
 

 2 Die Aufgaben und Befugnisse der Mitarbeitenden sowie ihre funktionsmässige 
Eingliederung sind im Stellenbeschrieb festzuhalten. Die vorgesetzte Stelle kann 
einer Mitarbeitenden zudem temporär weitere, den Fähigkeiten entsprechende 
Aufgaben zuweisen, wenn dies eine Dienstleistung oder ein zweckmässiger Ein-
satz erfordert. 
 

Schweigepflicht 3 Die Mitarbeitenden sind verpflichtet, über die ihnen zur Kenntnis gelangten An-
gelegenheiten Unbefugten gegenüber zu schweigen. Diese Verpflichtung bleibt 
auch nach Beendigung des Anstellungsverhältnisses bestehen. 
 

Annahme von  
Geschenken 

4 Die Annahme von Geschenken, Trinkgeldern und dergleichen ist mit Ausnahme 
von kleinen unbedeutenden Aufmerksamkeiten unzulässig. 
 
 

  

1.3 Arbeitszeit / Freizeit / Ferien / Urlaub 
 

Arbeitszeit Art. 10 Die Arbeitszeit der Mitarbeitenden richtet sich im Allgemeinen nach der 
Regelung für das Kantonspersonal. Besondere Regelungen, der Arbeitszeitrah-



 

men sowie das Arbeitszeitmodel sind in der Personalverordnung aufgeführt. 
 

Freie Tage, Feierta-
ge 

Art. 11 1 Im Allgemeinen sind Samstag und Sonntag dienstfrei. Als ganze Feier-
tage gelten: 1. Januar, 2. Januar, Karfreitag, Ostermontag, Auffahrt, Pfingstmon-
tag, 1. August, 25. Dezember, 26. Dezember. Als halbe Feiertage gelten: 24. 
Dezember, 31. Dezember. 
 

2 Der Kirchgemeinderat kann je nach Anstellung verlangen, dass Mitarbeitende 
auch an dienstfreien Tagen und Feiertagen arbeiten. Diese Zeit ist zu kompen-
sieren.  
 

Ferienanspruch Art. 12 1Der Ferienanspruch beträgt für Mitarbeitende pro Kalenderjahr 
a) sechs Wochen bis und mit dem Kalenderjahr, in dem das 19. Altersjahr Voll-

endet wird  
b) fünf Wochen ab dem Kalenderjahr, in dem das 20. Altersjahr vollendet wird 
c)   sechs Wochen ab dem Kalenderjahr, in dem das 55. Altersjahr vollendet wird 

 
 2 Der Ferienanspruch der in Teilzeit tägigen Mitarbeitenden besteht im gleichen 

Umfang wie für das übrige Personal, jedoch dem Beschäftigungsgrad entspre-
chend. 
  
3 Diensteintritte und Dienstaustritte begründen einen anteilmässigen Ferienan-
spruch. 
 

 4 Die Ferien sind in zusammenhängenden Teilen, in ganzen Wochen zu bezie-
hen. Pro Kalenderjahr sind mindesten vier Wochen zu beziehen. Maximal fünf 
Ferientage können in Einzeltagen bezogen werden. Die nicht bezogenen Ferien 
sind innerhalb der ersten vier Monate des folgenden Kalenderjahres zu beziehen 
oder können per Gesuch auf das Langzeitkonto übertragen werden. 

  
 5 Die Ferien der einzelnen Mitarbeitenden werden in den Teams so koordiniert, 

dass der Betrieb jederzeit aufrechterhalten werden kann. 
 

Sondervorschriften 
für Ferien 

Art. 13 1 Bei Krankheit oder Unfall während den Ferien können diese im Einver-
nehmen mit dem Kirchgemeinderat nachbezogen werden, sofern eine Ferienun-
fähigkeit vorliegt. Es ist ein entsprechendes Arztzeugnis vorzulegen. 
 

 2 Sofern die Arbeit in einem Kalenderjahr während mehr als zwei Monaten aus-
gesetzt wird, ist der Ferienanspruch im Verhältnis der Anwesenheit zum Kalen-
derjahr festzusetzen. Der Ferienanspruch bleibt in jedem Fall mindestens zur 
Hälfte erhalten. 
  
3 Für bezahlten Mutterschaftsurlaub, Arbeitsverhinderung wegen eines dienstlich 
erlittenen Unfalls und Berufskrankheit ist die Kürzung nicht anzurechnen. 
 
4 Während der Dauer von unbezahlten Urlauben besteht kein Ferienanspruch. 
 
5 Werden während einer Teilarbeitsunfähigkeit Ferien bezogen, so sind sie voll  
anzurechnen. 

  
Bezahlter Kurzur-
laub 

Art. 14 1 Der Kirchgemeinderat kann den Mitarbeitenden bezahlten Kurzurlaub 
bewilligen. Art und Dauer sind in der Personalverordnung geregelt. 
 

Unbezahlter Urlaub Art. 15 1 Der Kirchgemeinderat kann den Mitarbeitenden unbezahlten Urlaub 
gewähren. 
 
2 Krankheit oder Unfall während des unbezahlten Urlaubs begründet nicht den 
Abbruch des Urlaubs und die Ausrichtung von Krankengehalt. 



 

 
 3 Der Versicherungsschutz während dem unbezahlten Urlaub richtet sich nach 

dem Vorsorgereglement der zuständigen Vorsorgeeinrichtung und nach den 
gesetzlichen Bestimmungen über die Unfallversicherung 

 

2 Gehaltssystem 

Grundsatz Art. 16 Der Kirchgemeinderat ordnet in einer Verordnung jede Stelle einer oder 
mehrerer Gehaltsklassen gemäss kantonalem Recht zu. Dabei berücksichtigt er 
die Anforderungen und Belastungen und vergleicht die Gehälter der öffentlichen 
Gemeinwesen und der Privatwirtschaft.  
 

Berücksichtigung 
der finanziellen 
Situation 

Art. 17 Der Kirchgemeinderat legt die Mittel für die Gehaltserhöhungen entspre-
chend der finanziellen Lage der Kirchgemeinde und der Arbeitsmarktsituation 
fest. Dabei berücksichtigt er die Anforderungen und Belastungen sowie die Ent-
wicklung der Gehälter des öffentlichen Gemeinwesens und der Privatwirtschaft. 
 

Aufstieg 
 

Art. 18 1 Der Aufstieg innerhalb einer Gehaltsklasse erfolgt durch Anrechnung 
von Gehaltsstufen. 
 
2 Der Aufstieg erfolgt gestützt auf das Resultat der jährlichen Leistungsbeurtei-
lung. Ob und in welchem Ausmass ein Aufstieg erfolgt, ist abhängig 
a) von der individuellen Leistung 
b) vom individuellen Verhalten 
c) von der gerechten Verteilung der zur Verfügung stehenden Mittel  
d) von anderen, sachlich haltbaren Gründen 
 
3 Es besteht kein Rechtsanspruch auf die Gewährung von Gehaltsstufen. 
 

Rückstufung Art. 19 1 Bei ungenügenden Leistungen kann das Gehalt jährlich um bis zu zwei 
Stufen reduziert werden, wenn zwei Leistungsbeurteilungen (wobei eine bei Be-
darf ausserordentlich sein kann) ungenügend waren. 
 
2 Das Gehalt kann nicht unter das Grundgehalt (Minimum der Gehaltsklasse) 
reduziert werden. 
 

Leistungsbeurteilung Art. 20 Die Leistungsbeurteilung erfolgt grundsätzlich anhand des jährlich statt-
findenden Mitarbeitergesprächs (Vorgehen und Beurteilungsvorlage in der Per-
sonalverordnung).  
 

13. Monatslohn Art. 21 Die Mitarbeitenden haben Anspruch auf 13 Monatslöhne. Der 13. Mo-
natslohn wird halbjährlich im Juni und Dezember ausgerichtet. Diensteintritte und 
Dienstaustritte begründen einen anteilsmässigen Anspruch. 
 

Teuerungsausgleich Art. 22 Die jährliche Teuerung beruht auf dem Beschluss des Regierungsrats 
des Kantons Bern.  
 

Familienzulagen 
Betreuungszulagen 

Art. 23 Der Anspruch und die Höhe der Familien- und Betreuungszulagen richten 
sich nach der Regelung des Kantons Bern.  
 

 

Dienstjahres-
anerkennung 

Art. 24 1 Die Mitarbeitenden haben einen einmaligen Anspruch auf zusätzliche 
Ferien: Nach vollendetem 10. und 15. Dienstjahr  eine Woche, nach jeweils wei-
teren fünf Dienstjahren zwei Wochen. Unbezahlte Urlaube werden nicht ange-
rechnet. 
 

2 Für die Berechnung ist der durchschnittliche Beschäftigungsgrad während der 
vorangegangenen fünf Jahre massgebend. 



 

 
Spesen Art. 25 Die Mitarbeitenden haben Anrecht auf Vergütung ihrer beruflich beding-

ten Spesen. Die Details sind in der Personalverordnung geregelt.  
 

Gehaltsausrichtung 
bei Krankheit oder 
Unfall 

Art. 26 1 Bei voller oder teilweiser Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit oder Unfall 
bzw. bei ärztlich angeordnetem Erholungsurlaub wird das volle Gehalt höchstens 
wie folgt ausgerichtet:  
im 1. Dienstjahr 100% während 1 Monat, danach 80%  
ab 2. Dienstjahr 100% während 3 Monaten, danach 80%  
 
2 Bei Mitarbeitenden, die im Stundenlohn eingesetzt sind, wird für die Berech-
nung der Lohnfortzahlung der Durchschnitt der Arbeitszeit der letzten zwölf Mo-
nate zugrunde gelegt. 
 
3

 Familien- und Betreuungszulagen sind von der Kürzung ausgenommen. 
  

4 Die Krankentaggeldprämien werden zu 100 Prozent durch die Arbeitgeberin 
übernommen. 
 

 5 Treten an die Stelle des Lohnes Lohnersatzleistungen, darf die Höhe der Netto-
Lohnauszahlung bei Arbeitsverhinderung die Netto-Lohnhöhe bei Arbeitsleistung 
nicht übersteigen. Namentlich werden die bei der Arbeitsleistung und Arbeitsver-
hinderung unterschiedlichen Abzüge berücksichtigt, insbesondere die bei der 
Arbeitsverhinderung entfallenen Sozialversicherungsabzüge. 
 

Gehaltsausrichtung  
bei Mutterschaft 

Art. 27 Das Gehalt beim Mutterschaftsurlaub wird zu 100% des durchschnittli-
chen Monatsgehalts der letzten fünf Monate vor Beginn des Anspruchs ausge-
richtet. 

 

3 Besondere Bestimmungen 

Nebenbeschäftigung Art. 28 1 Den Mitarbeitenden ist die Übernahme von Aufgaben oder Ämtern in 
kirchlichen und öffentlichen Institutionen und Behörden sowie in politischen Par-
teien, Gewerkschaften oder weiteren Berufs- und Fachorganisationen im dienst-
lichen Interesse gestattet. 
 

 2 Eine Nebenbeschäftigung ist zu deklarieren (Zustimmung des Kirchgemeindera-
tes erforderlich) und muss mit der beruflichen Tätigkeit vereinbar sein. 
 

 3 Bei bezahlten Nebenaufgaben kann der Kirchgemeinderat verlangen, dass die 
Entschädigung ganz oder teilweise abgeliefert oder dass eine Lohnkürzung vor-
genommen wird. 
 

Unfallversicherung Art. 29 Die Reformierte Kirche Bolligen versichert das Personal gegen die Fol-
gen von Berufs- (BU) und Nichtberufsunfällen (NBU) gemäss Unfallversiche-
rungsgesetz (UVG). Die NBU-Beiträge werden zu 50% durch die Arbeitgeberin 
übernommen. 
 
 

Pensionskasse Art. 30 Die Reformierte Kirche Bolligen versichert das Personal gegen die wirt-
schaftlichen Folgen der Invalidität, des Alters und des Ablebens mindestens im 
Rahmen des Bundesgesetzes über die berufliche Vorsorge (BVG) und auf der 
Basis des Leistungsumfanges der Pensionskasse.  
 

Krankheit, Unfall, 
Meldepflicht 

Art. 31 1 Jede krankheits- oder unfallbedingte Abwesenheit ist der Arbeitgeberin 
am ersten Tag zu melden. Spätestens am fünften Arbeitstag der Abwesenheit ist 
ein Arztzeugnis einzureichen.  



 

 
2 Treten wiederholt krankheitsbedingte Kurzabsenzen von bis zu fünf Tagen auf, 
kann das Arztzeugnis schon früher verlangt werden.  
 

Weiterbildung/ 
Supervision/ 
Tagung 

Art. 32 1 Die Reformierte Kirche Bolligen fördert die Weiterbildung. Diese soll die 
berufliche Qualifikation in der jeweiligen Tätigkeit erweitern oder die Übernahme 
neuer Tätigkeiten ermöglichen. 
 

 2 Der Kirchgemeinderat vereinbart mit den Gesuchstellern eine anteilsmässige 
Rückzahlungspflicht (Personalverordnung). 

 

4 Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Inkrafttreten Art. 33 1 Das vorliegende Personalreglement wurde durch die Kirchgemeinde-
versammlung vom 22. Februar 2021 angenommen, tritt auf den 23. Februar 2021 
in Kraft.  

 
 
Die Versammlung vom 22.02.2021 hat dieses Reglement genehmigt.  
 
Ref. Kirchgemeinde Bolligen 
Die Präsidentin Die Sekretärin 
 
 
 
Béatrice Pfenninger Silvia Gfeller 

 

Auflagezeugnis 

Die Ref. Kirchgemeinde hat dieses Reglement vom 20.01.2021 bis 19.02.2021 während dreissig 
Tagen vor der beschlussfassenden Versammlung im Sekretariat öffentlich aufgelegt. Die Auflage 
wurde im amtlichen Anzeiger 20. Januar 2021 publiziert. Es sind während dieser Zeit keine Ein- 
sprachen eingegangen. 
 
 
 
Bolligen, 23. Februar 2021 
 
Ref. Kirchgemeinde Bolligen 
Die Sekretärin 
 
 
 
Silvia Gfeller  
  


